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(Nr. 9079.) Geſetz, betreffend wegepolizeiliche Vorſchriften für die Provinz Schleswig⸗Holſtein, 
mit Ausnahme des Kreiſes Herzogthum Lauenburg. Vom 15. Juni 1885. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen xx. 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für 
das Gebiet der Provinz Schleswig-Holſtein, mit Ausſchluß des Kreiſes Herzogthum 
Lauenburg, was folgt: 

. 

Das Geſetz betrifft den Verkehr auf den Haupt- und Nebenlandſtraßen 
und den in Gemäßheit des $. 15 des Geſetzes vom 26. Februar 1879 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 94) durch das Amtsblatt der Regierung zu Schleswig bekannt 
gemachten wichtigeren Nebenwegen der Provinz Schleswig-Holſtein, mit Ausnahme 
des Kreiſes Herzogthum Lauenburg, und den Schutz dieſer Straßen und Wege. 


Titel I. 


Verkehr auf den in der Unterhaltung der Provinz befindlichen Haupt— 
und Nebenlandſtraßen und den in der Unterhaltung der Kreiſe befindlichen 
ausgebauten Nebenlandſtraßen und Schutz dieſer Straßen. 


553 
Die Straßen dürfen, ſoweit ſie nicht von der Wegepolizeibehörde abgeſperrt 
ſind, von Jedermann zum Gehen, Reiten und Fahren, ſowie zum Transport 
von Vieh benutzt werden. 
Geſ. Samml. 1885. (Nr. 9079.) 52 
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K . 
Die Böſchungen und Seitengräben der Landſtraßen dürfen nur von den 
dazu berechtigten Perſonen betreten werden. Außerhalb der Fahrbahn zu reiten, 
zu fahren oder Vieh zu treiben, iſt verboten. 


$. 4. 

Die Fahrbahn darf von einer hierzu nicht berechtigten Perſon nicht geſperrt 
oder verengt werden, insbeſondere dürfen unbeſpannte Fuhrwerke auf derſelben 
nicht ſtehen gelaſſen werden. Gegenſtände jeglicher Art, abgeſehen von den zum 
Wegebau, ſowie zur Anlegung und Unterhaltung der Telegraphenlinien dienenden 
Materialien und Geräthſchaften, dürfen weder auf der Fahrbahn, noch auf dem 
ſonſtigen Straßenterrain, den Banketts, Böſchungen, Gräben, Brücken niedergelegt 
werden; desgleichen iſt es verboten, Schutt, Scherben, Erde, Kehricht, Unkraut 
oder anderen Unrath auf das Straßenterrain zu werfen. 


$. 5. 
Zugthiere oder Vieh auf der Landſtraße zu füttern, zu tränken oder an⸗ 
zubinden, iſt verboten; vor Wirthshäuſern, welche an der Landſtraße liegen, kann 
dies jedoch unter beſonderen Umſtänden erlaubt werden ($. 37). 


$. 6. 
Der Hufbeſchlag der Zugthiere darf nicht mit ſcharfen Griffen oder Stollen 
verſehen ſein, ausgenommen im Winter wegen Glätte, in welchem Falle ſcharfe 
Griffe und Stollen bis zu 2 Centimeter Höhe erlaubt ſind. 


* 
Die Ladungsbreite der Fuhrwerke, mit Ausnahme der Erntefuhren, darf 
nicht mehr als 3 Meter, die Spurweite, von Mitte zu Mitte der Radfelgen 
gemeſſen, nicht mehr als 1,5 Meter betragen. 


§. 8. 

Die Radfelgenbeſchläge müſſen im neuen Zuſtande eine ebene Oberfläche 
bilden, mit ihrer ganzen Fläche den Boden berühren und ſo befeſtigt ſein, daß 
Nägel, Stifte oder Schrauben über die Oberfläche nicht hervorſtehen. Daſſelbe 
gilt von den Radreifen an eiſernen Rädern. 

Die Breite der Radfelgenbeſchläge ſoll im neuen Zuſtande bei gewöhnlichem 
Reiſe⸗ und Landfuhrwerk ohne Unterſchied der Beſpannung mindeſtens 5 Centi— 
meter betragen. Ausgenommen ſind leicht konſtruirte Luxuswagen, für welche 
eine geringere Breite zuläſſig iſt. Als gewöhnliches Landfuhrwerk gilt dasjenige 
Fuhrwerk, welches zum Gebrauch bei der Landwirthſchaft dient, auch wenn es 
von Landwirthen zum Verfahren ihrer Produkte oder zum Bezuge ihrer Be 
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dürfniſſe benutzt wird; wenn ſolches aber mit beſonderen Vorkehrungen zum 
Transport von größeren Laſten verſehen oder ſtärker als gewöhnlich konſtruirt iſt, 
ſo iſt es wie Laſtfuhrwerk (Abſatz 4) zu behandeln. 

Bei Wagen, welche zur Beförderung von mehr als 6 Perſonen und zugleich 
zur Mitnahme von Gepäck- oder Waarenguͤtern eingerichtet ſind (ſog. Wochenwagen, 
Omnibus), ſoll die Breite der Radfelgenbeſchläge mindeſtens 9 Centimeter betragen. 


Bei dem Fracht- und Laſtfuhrwerk wird eine Breite der Radfelgenbeſchläge 


für 1 ſpänniges Fuhrwerk von mindeſtens ... 7 Centimetern, 
„2 3 ſpänniges Fuhrwerk von mindeſtens .... 9 . 
„4 5 ſpänniges Fuhrwerk von mindeſtens ...... 13 . 


6, und mehrſpänniges Fuhrwerk von mindeſtens . 15 : 
vorgeſchrieben. Ausnahmen von dieſer und der Vorſchrift des $. 7 find nur in 
einzelnen Fällen, wie bei dem Transporte größerer untheilbarer Laſten (Maſchinen, 
Steinblöcke, Baumſtämme), oder wenn der Zuſtand der Straße es geſtattet, mit 
beſonderer Erlaubniß (F. 37) zuläſſig. 


F. 9. 


Das Befahren der Straßen mit Maſchinen, welche durch Dampfkraft 
bewegt werden, iſt nur mit beſonderer Erlaubniß ($. 37) zuläſſig. 


$. 10. 


Auf die Fuhrwerke der Militär- und der Reichspoſtverwaltung finden die 
in den $$. 6 bis 9 enthaltenen Beſtimmungen nicht Anwendung. 


F. 11. 


Das Hemmen der Fuhrwerke auf geneigten Straßenſtrecken darf nur 
mittelſt Hemmſchuhen mit ebener Unterfläche oder mittelſt Bremſen, durch welche 
Bremsklötze gegen die Radreifen gepreßt werden, geſchehen. 

Andere Vorrichtungen zum Hemmen, insbeſondere das Hemmen mittelſt 
einer Kette, ſowie das Anhängen und Schleifen ſchwerer Gegenſtände am hinteren 
Ende des Fuhrwerks, ſind verboten. 


§. 12. 


Das Befahren der Straßen mit zwei aneinander gekoppelten Wagen iſt 
unter der Bedingung erlaubt, daß beide Wagen nicht in derſelben Spur laufen 
und daß der Abſtand der Hinterachſe von der Vorderachſe eines dieſer Wagen mehr 
als 4 Meter nicht beträgt, und daß die Deichſel des hinteren Wagens entweder 
abgenommen oder gänzlich auf oder unter den vorderen Wagen geſchoben wird. 

Das Befahren der Straßen mit mehr als zwei aneinander gekoppelten 
Wagen iſt verboten. 
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§. 13, 
Mehr als drei Zugthiere dürfen nicht nebeneinander geſpannt werden. 


$. 14. 


Bauhölzer, Bäume und andere ſchwere Gegenſtände dürfen nicht geſchleppt 
oder geſchleift werden. 

Pflüge, Eggen und ähnliche leichte landwirthſchaftliche Geräthe dürfen nicht 
geſchleppt und nicht anders geſchleift werden, als einzeln auf Holzſchlitten, deren 
Kufen mit einer mindeſtens 10 Centimeter breiten glatten Unterfläche die Fahrbahn 
gleichmäßig berühren. 

$. 15. 

Schlitten müſſen mit feſter Deichſel und die denfelben vorgeſpannten Zug: 

thiere mit Geläute oder Schellen verſehen ſein. 


8. 16. 

Den Königlichen Equipagen, ordentlichen Poſten, Extrapoſten, Kurieren 
und Eſtafetten, ſowie geſchloſſen marſchirenden Truppenabtheilungen hat jedes 
Fuhrwerk, den Poſten auf das übliche mit dem Poſthorn gegebene Zeichen 
auszuweichen. 

Sowohl einem begegnenden als auch einem in derſelben Richtung ſchneller 
fahrenden Fuhrwerk iſt nach der rechten Seite auszuweichen. 

Das Ausweichen muß mindeſtens bis über die Mitte der Fahrbahn geſchehen. 

Kein Fuhrwerk darf auf der Straße ſo anhalten, daß eine Sperrung der 
Fahrbahn dadurch entſteht. 

Sr, 

Der Führer eines Fuhrwerks darf ſich von demſelben nicht entfernen, ohne 
wenigſtens einen Zugſtrang jedes Zugthiers loszumachen und die Zugthiere feit- 
zubinden. Während des Fahrens muß derſelbe das Geſpann fortwährend unter 
Leitung behalten. 

$. 18. 

Viehtransporte find möglichft auf der Fahrbahn geſammelt und von den 
Fußwegen und Gräben entfernt zu halten. 

Beim Begegnen oder Ueberholen durch Fuhrwerke oder Reiter iſt das 
Vieh auf eine Seite der Straße zu treiben. 

Bei Rindviehheerden iſt für je 20 Stück ein Treiber erforderlich. Dieſer 
Vorſchrift find jedoch Landbeſitzer, welche Vieh nach und von ihren Grundſtücken 
treiben, nicht unterworfen. 

Ueber zwei Jahre alte Stiere müſſen gefeſſelt und geführt werden. 

Pferde ſind beim Transport ſtets gekoppelt zu führen. Es dürfen nicht 
mehr wie 3 Stück nebeneinander gekoppelt ſein, und müſſen je 12 Stück einen 
Führer haben. 
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$. 19. 


Das Anpflügen oder Angraben des Straßenterrains iſt unterſagt. 

Die Befugniß der Telegraphenverwaltung zur Benutzung des Sicherheits- 
Schutz- oder Pflugſtreifens längs des äußeren Grabenrandes oder des Fußes der 
Straßendammböſchung wird hierdurch nicht berührt. 


$. 20. 


Die Entfernung von der Straße muß mindeſtens betragen bei Anlegung 
von Windmühlen 50 Meter, von Kegelbahnen 20 Meter, von Bienenſtänden 
50 Meter, von Schießſtänden 100 Meter, von Dungſtellen und Düngergruben 
4, Meter, von Lehm-, Sand-, Grand», Waſſer- oder anderen Gruben 3,5 Meter. 

Auf Schießſtände der Truppen findet vorſtehende Beſtimmung keine An⸗ 
wendung. 

8. 21. 


Bei Waſſermühlen ſind Waſſerräder, welche innerhalb einer Entfernung 
von 10 Metern von der Straße angebracht ſind, dergeſtalt verdeckt zu halten, 
daß ſie von der Straße aus nicht geſehen werden können. 


§. 22. 

In einer Entfernung bis zu 10 Metern von der Landſtraße dürfen ge⸗ 
ſchlachtetes Vieh und Felle, ſowie größere Stücke von Wäſche oder Zeug nicht ſo 
aufgehängt werden, daß ſie von der Landſtraße aus ſichtbar ſind, ebenſo iſt es 
verboten, in gleicher Entfernung von der Landſtraße Flachs zu bearbeiten. 


$. 23. 
Die Entfernungen ($$. 20 bis 22) find vom äußeren Rande des Straßen⸗ 


grabens zu berechnen. Wo ein ſolcher nicht vorhanden, iſt der vorgeſchriebenen 
Entfernung, von der Straßenkante ab gemeſſen, 1 Meter hinzuzurechnen. 


$. 24. 


Befreiungen bezüglich der vorſtehend ($$. 20 bis 22) vorgeſchriebenen Ent- 
fernungen können unter beſonderen Umſtänden gewährt werden ($. 37). 


$. 25. 


An der Straße angelegte Knicke mit Buſchwerk ſind ſo zu halten, daß das 
letztere nicht mehr als 4 Meter über den oberen Rand des Walles emporwächſt 
und mit ſeinen Seitenzweigen das Wegeterrain nicht überragt. 

Es bleibt geſtattet, einzelne Bäume in den Knicken hochſtämmig aufwachſen 
zu laſſen. 

(Nr. 9079.) 
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F. 26. 


Durch Anfahrten von der Straße nach den an derſelben belegenen Grund— 
ſtücken darf der Waſſerabfluß in den Straßengräben und Rinnſteinen nicht 
behindert werden. 

Heckthore, Schlagbäume, Pforten u. ſ. w. an der Straße müſſen, wenn 
ſie nicht nach innen ſchlagen, ſoweit zurückgelegt werden, daß ſie beim Oeffnen 
nicht auf die Straße reichen. Ueberfahrten oder Brücken über die Seitengräben 
einer Straße dürfen nur mit Genehmigung des zur Unterhaltung der Straße 
Verpflichteten angelegt werden. 


F. 27. 


In die Straßengräben und Rinnſteine darf nur Grundwaſſer, Niederſchlags⸗ 
waſſer und Waſſer aus Sammelgruben (Schlammkiſten), welche nach Anweiſung 
der Wegepolizeibehörde eingerichtet ſind, abgeleitet werden. 


$. 28. 


Im Falle eines Nothſtandes durch Schneefall find die einer Straße an- 
liegenden Gemeinden verpflichtet, Mannſchaften zur Schneeräumung zu geſtellen. 
Den Mannfchaften ift für dieſe Arbeit der in der Gemeinde übliche Tagelohn zu 
entrichten. 

Der Kreisausſchuß beſtimmt, welche Gemeinden zur Geſtellung von Mann- 
ſchaften für die einzelnen Straßen und für welche Strecken derſelben verpflichtet 
ſind, wie viele Mannſchaften im Höchſtbetrage jede einzelne Gemeinde zu geſtellen 
hat. Derſelbe beſchließt auch über Beſchwerden bezüglich der Angemeſſenheit des 
zu zahlenden Tagelohns. 

Gemeinden, aus welchen Mannſchaften von der zur Schneeräumung 
requirirten Anzahl von der Arbeit ausbleiben, oder ſich von derſelben vor ihrer 
Entlaſſung entfernen, ſind die durch die Beſchaffung anderweitiger Arbeitskräfte 
erwachſenen Mehrkoſten zu tragen verpflichtet. 


Titel II. 
Verkehr auf den wichtigeren Nebenwegen und Schutz derſelben. 


$. 29. 


Auf die durch das Amtsblatt der Regierung zu Schleswig bekannt gemachten 
wichtigeren Nebenwege finden die $$. 2, 11 bis 27 gleichmäßige Anwendung. 

Dieſe Wege dürfen für den Frachtverkehr nur inſoweit benutzt werden, als 
dieſelben die kürzeſte Verbindungslinie zwiſchen dem Abgangs- und Beſtimmungsort 
oder der nächſten dahin führenden Haupt- oder Nebenlandſtraße bilden. 
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Titel III. 
Strafbeſtimmungen. 


$. 30. 


Soweit nicht nach den allgemeinen Strafgeſetzen eine andere Strafe verwirkt 
iſt, werden Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen der $$. 2 bis 9, 11 bis 27 
und 29 mit einer Geldſtrafe bis zu 100 Mark beſtraft. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher unbefugt die zu den Straßen 
beziehungsweiſe Wegen gehörigen Anlagen und ſonſtigen Gegenſtände, als Gebäude, 
Brücken, Durchläſſe, Nummer, Prell- und Grenzſteine, Markirſteine beziehungs⸗ 
weiſe Pfähle der Telegraphenlinien, Wegweiſer, Warnungstafeln, Materialien an 
Steinen, Grand, Kies u. ſ. w., Verlegeſteine, Sperrböcke, Einfriedigungen, Arbeits⸗ 
geräthe, Bäume, Baumpfähle, Hecken u. ſ. w. beſchädigt oder in Unordnung 
bringt, ferner denjenigen, welcher unbefugter Weiſe auf Straßen beziehungsweiſe 
Wegeterrain Gras oder Weiden mäht, ſchneidet oder ausrauft, oder Vieh auf den 
Böſchungen, Banketts oder in den Seitengräben weiden läßt. 


$. 31. 


In den Fällen der $$.6, 7, 11 bis 14 iſt für die Geldſtrafe und die 
Koſten, zu denen der Führer eines Fuhrwerks ꝛc. verurtheilt wird, im Falle des 
Unvermögens des Verurtheilten der Eigenthümer des Fuhrwerks x. und der Be 
ſpannung als ſolidariſch haftbar zu erklären. 

In den Fällen der $$. 8 und 9 iſt der Eigenthümer des Fuhrwerks, der 
Maſchine ꝛc., für die Befolgung der Vorſchrift des $. 18, betreffend die Zutheilung 
von Führern zu Rindviehtriften und Pferdekoppeln, der Unternehmer des Trans⸗ 
portes verantwortlich. 

$. 32. 


Gegen den auf Grund der Vorſchrift in Abſatz 1 des F. 31 als haftbar 
Erklärten tritt an Stelle der Geldſtrafe eine Freiheitsſtrafe nicht ein. 


F. 33. 


Bei Zuwiderhandlungen gegen die $$. 6 bis 9, 11 bis 18 find die Geſpann⸗ 
führer beziehungsweiſe Führer von Vieh, ebenſo die die Beförderung einer Maſchine 
leitenden Perſonen verpflichtet, ſich den mit der Beaufſichtigung der Landſtraßen 
beziehungsweiſe Nebenwege betrauten provinzialſtändiſchen Streckenaufſehern bezie 
hungsweiſe Wärtern, Kreis- und Gemeindebeamten, ferner den Polizeibeamten und 
Gendarmen auf Erfordern über ihre Perſönlichkeit und den Eigenthümer des 
Fuhrwerks, der Maſchine, des Geſpanns ꝛc. auszuweiſen. Können oder wollen 
fie ſich über ihre Perſönlichkeit, wie über den Eigenthümer des Fuhrwerks ꝛc. nicht 
ausweiſen, ſo ſind die Beamten berechtigt, ein der verwirkten Strafe entſprechendes 
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Pfandſtück mit Beſchlag zu belegen und an ſich zu nehmen. Dem Gepfändeten 
iſt unaufgefordert ein Pfandſchein zu ertheilen. Als Pfand dürfen nur ſolche 
Sachen genommen werden, welche weder dem Verderben ausgeſetzt ſind, noch 
Unterhaltungskoſten erfordern. 

Die Koſten der Aufbewahrung von Pfandſtücken fallen dem Führer des 
Fuhrwerks ꝛc. beziehungsweiſe dem Eigenthümer deſſelben zur Laſt. Pfandſtücke 
verfallen binnen vier Wochen, wenn nicht die erforderten Nachweiſungen inner⸗ 
halb dieſes Zeitraums erbracht werden, und werden durch einen Gerichtsvollzieher 
öffentlich verkauft. 

$. 34. 

Eine wiederholte Beſtrafung wegen auf derſelben Reife fortgeſetzter Zuwider⸗ 
handlungen gegen die Vorſchriften der $$. 6 bis 8, 11 bis 15 und 18 Abſatz 3 
bis 5 tritt nur dann ein, wenn der Zuwiderhandelnde die Reiſe über den nächſten 
Ort hinaus, an welchem es ihm möglich war, den vorſchriftswidrigen Zuſtand 
ſeines Fuhrwerks ꝛc. oder deſſen Ladung zu beſeitigen, ohne eine ſolche Aenderung 


fortgeſetzt hat. 
§. 35. 


Die auf Grund dieſes Geſetzes von den Gerichten erkannten Geldſtrafen, 
ſowie der Erlös verfallener Pfandſtücke nach Abzug der Koſten fließen zur Hälfte 
in die Staatskaſſe, zur Hälfte in die Kaffe derjenigen Verwaltungen (Provinzial⸗ 
verband, Kreisverband „Gemeinde), auf deren Straße beziehungsweiſe Weg die 
Zuwiderhandlung begangen iſt. 


Titel IV. 
Uebergangs- und Schlußbeſtimmungen. 


F. 36. 


Bis zum Erlaſſe einer neuen Kreisordnung für die Provinz Schleswig— 
Holſtein ſind die im §. 28 dem Kreisausſchuß zugewieſenen Funktionen durch den 
Kreislandrath wahrzunehmen. 

$. 37 

Ueber die in den $$. 5, 8, 9, 24 zugelaſſenen Befreiungen von den in 
denſelben enthaltenen Vorſchriften hat die Wegepolizeibehörde in denjenigen Fällen, 
welche in der Unterhaltung der Provinz befindliche Straßen betreffen, nach An⸗ 
hörung des zuſtändigen provinzialſtändiſchen Wegebauinſpektors zu beſchließen. 


§. 38. 

Die von der Provinz zur Beaufſichtigung der in ihrer Unterhaltung befind- 
lichen Straßen angeſtellten Streckenaufſeher und Wärter ſind vom Kreislandrath 
zu beſtätigen und zu vereidigen. 

Dieſe Beamten müſſen im Dienſt ein Dienſtabzeichen tragen. 
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$. 39. 


Für die noch nicht zum Ausbau gelangten Nebenlandſtraßen kommen bis 
zum erfolgten Ausbau die mit Beziehung auf die wichtigeren Nebenwege gegebenen 
Vorſchriften (Titel II) zur Anwendung. 


F. 40. 


Die Vorſchriften der Wegeverordnung für die Herzogthümer Schleswig 
und Holſtein vom 1. März 1842 (Chronol. Samml. S. 191), welche den Verkehr 
auf den im $.1 bezeichneten Straßen und Wegen und den Schutz derſelben be- 
treffen, die im §. 15 jener Wegeverordnung vorgeſehene perſönliche Verpflichtung 
der Gemeindeglieder zur Hülfsleiſtung bei Schneeräumungen in Nothfällen mit 
Bezug auf die Haupt» und Nebenlandſtraßen, ferner das Patent für Holſtein vom 
23. Februar 1854, betreffend die Benutzung der öffentlichen Wege durch Fuhrwerk 
(Geſetz- und Miniſterialblatt S. 179), und die Verordnung für das Herzogthum 
Schleswig vom 3. März 1860, betreffend die Benutzung der Chauſſeen und der 
einer Hauptrefektion unterzogenen Nebenlandſtraßen durch Fuhrwerk (Chronol. 
Samml. für Schleswig S. 72) werden aufgehoben. 


. 41. 


Das Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1886 in Kraft. 


Für Fuhrwerke, welche vor dem 1. Januar 1886 in Gebrauch genommen 
ſind, treten die Vorſchriften des §. 8 erſt mit dem Ablauf von ſechs Jahren nach 
Erlaß dieſes Geſetzes in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 15. Juni 1885. 
(J. S.) Wilhelm. 


v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. v. Boetticher. v. Goßler. 
v. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. Bronſart v. Schellendorff. 


Gef. Samml. 1885. (Nr. 90799080.) 53 
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(Nr. 9080.) Geſetz, betreffend die Penſionirung der Lehrer und Lehrerinnen an den öffent⸗ 
lichen Volksſchulen. Vom 6. Juli 1885. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen z. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für 
den ganzen Umfang derſelben, was folgt: 


Artikel J. 


Bis zum Erlaſſe eines Geſetzes über die Unterhaltung der öffentlichen 
Volksſchulen gelten für die Penſionirung der Lehrer und Lehrerinnen an denſelben 
folgende Beſtimmungen: 

8. 


Jeder an einer zur Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht dienenden öffent⸗ 
lichen Schule (öffentlichen Volksſchule) definitiv angeſtellte Lehrer erhält eine 
lebenslängliche Penſion, wenn er nach einer Dienſtzeit von wenigſtens zehn Jahren 
in Folge körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche ſeiner körperlichen oder 
geiſtigen Kräfte zur Erfüllung feiner Amtspflichten dauernd unfähig iſt und des⸗ 
halb in den Ruheſtand verſetzt wird. 

Iſt die Dienſtunfähigkeit die Folge einer Krankheit, Verwundung oder 
ſonſtigen Beſchädigung, welche der Lehrer bei Ausübung des Dienſtes oder aus 
Veranlaſſung deſſelben ohne eigene Verſchuldung ſich zugezogen hat, ſo tritt die 
Penſionsberechtigung auch bei kürzerer als zehnjähriger Dienſtzeit ein. 

Bei Lehrern, welche das fünfundſechszigſte Lebensjahr vollendet haben, iſt 
eingetretene Dienſtunfähigkeit nicht Vorbedingung des Anſpruchs auf Penſion. 

Lehrern, welche, abgeſehen von dem Falle des Abſatzes 2, vor Vollendung 
des zehnten Dienſtjahres dienſtunfähig und deshalb in Ruheſtand verſetzt werden, 
kann bei vorhandener Bedürftigkeit von dem Unterrichtsminiſter eine Penſion 
entweder auf beſtimmte Zeit oder lebenslänglich bewilligt werden. 


§. 2. 

Die Penſion beträgt, wenn die Verſetzung in den Ruheſtand nach voll— 
endetem zehnten, jedoch vor vollendetem elften Dienſtjahre erfolgt, und ſteigt 
von da ab mit jedem weiter zurückgelegten Dienſtjahre um % des im F. 4 be⸗ 
ſtimmten Dienſteinkommens. Ueber den Betrag von 3 dieſes Einkommens 
hinaus findet eine Steigung nicht ſtatt. 

In dem im F. 1 Abſatz 2 erwähnten Falle beträgt die Penſion ,, in 
dem Falle des §. 1 Abſatz 4 höchſtens / q des vorbezeichneten Dienſteinkommens. 


§. 3. 
Bei jeder Penſion werden überſchießende Markbrüche auf volle Mark 
abgerundet. 
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$. 4. 

Der Berechnung der Penſion wird das von dem Lehrer zuletzt bezogene, 
mit der ihm verliehenen Lehrerſtelle nach Feſtſetzung oder mit Genehmigung der 
Schulaufſichtsbehörde dauernd verbundene Dienſteinkommen an Geld, an freier 
Wohnung und Feuerung, beziehungsweiſe Mieths- und Feuerungsentſchädigung, 
fowie an Naturalien und Ertrag von Dienſtländereien zu Grunde gelegt. 

Außerdem kommt die aus Staatsfonds widerruflich gewährte Dienftalters- 
zulage, welche der Lehrer zur Zeit der Penſionirung bezieht, in Anrechnung. 

Naturalien und der Ertrag von Dienſtländereien kommen mit demjenigen 
Betrage zur Berechnung, auf welchen deren Geldwerth als Theil der von der 
Schulaufſichtsbehörde feſtgeſetzten Beſoldung feſtgeſtellt worden iſt, vorbehaltlich der 
Vorſchrift des §. 45 des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden 
und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883 (Geſetz-Samml. S. 237). 

Dienſtemolumente, welche ihrer Natur nach ſteigend und fallend ſind, ins— 
beſondere Einkünfte an Schulgeld, werden nach den bei Verleihung des Rechtes 
auf dieſe Dienſtemolumente deshalb getroffenen Feſtſetzungen und in Ermangelung 
ſolcher Feſtſetzungen nach ihrem durchſchnittlichen Betrage während der drei letzten 
Etatsjahre vor dem Etatsjahre, in welchem die Penſion feſtgeſetzt wird, zur An- 
rechnung gebracht. 

Dieſe Vorſchriften gelten auch für die Berechnung der Penſion eines Lehrers, 
mit deſſen Schulamt ein kirchliches Amt vereinigt iſt, dergeſtalt, daß der Be— 
rechnung das Dienſteinkommen der vereinigten Stelle, ohne Rückſicht darauf, aus 
welchen Quellen ſolches oder einzelne Theile deſſelben fließen, als ein einheitliches 
Stelleneinkommen zum Grunde zu legen iſt. 

$. 5. 

Bei Berechnung der Dienſtzeit kommt die geſammte Zeit in Anrechnung, 
während welcher ein Lehrer im öffentlichen Schuldienſte in Preußen ſich be— 
funden hat. 

Die Dienſtzeit wird vom Tage der erſten eidlichen Verpflichtung für den 
öffentlichen Schuldienſt an gerechnet. 

Kann jedoch ein Lehrer nachweiſen, daß ſeine Vereidigung erſt nach ſeinem 
Eintrittte in den öffentlichen Schuldienſt ſtattgefunden hat, ſo wird die Dienſtzeit 
von letzterem Zeitpunkte an gerechnet. 

$. 6. 

Bei Berechnung der Dienſtzeit kommt auch die Zeit in Anrechnung, 
während welcher ein Lehrer 

1) im Dienſte des Preußiſchen Staates, des Norddeutſchen Bundes oder 

des Deutſchen Reiches ſich befunden hat, oder 

2) als anſtellungsberechtigte ehemalige Militärperſon nur vorläufig oder 

auf Probe im Civildienſte des Preußiſchen Staates, des Norddeutſchen 
Bundes oder des Deutſchen Reiches beſchäftigt worden iſt, oder 
(Nr. 9080.) 53* 
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3) in den von Preußen neu erworbenen Landestheilen im öffentlichen 
Schuldienſte oder im unmittelbaren Dienſte der damaligen Landes- 
herrſchaft ſich befunden hat. 

Ausgeſchloſſen bleibt die Anrechnung derjenigen Dienſtzeit, während welcher 
die Zeit und Kräfte eines Lehrers durch die ihm übertragenen Geſchäfte nur 
nebenbei in Anſpruch genommen geweſen ſind. 

$. 7. 

Der Dienſtzeit im Schulamte wird die Zeit des aktiven Militärdienſtes 

hinzugerechnet. 
$. 8. 

Die Dienſtzeit, welche vor den Beginn des einundzwanzigſten Lebensjahres 
fällt, bleibt außer Berechnung. 

Nur die in die Dauer eines Krieges fallende und bei einem mobilen oder 
Erſatztruppentheile abgeleiſtete Militärdienſtzeit kommt ohne Nüdficht auf das 
Lebensalter zur Anrechnung. 

Als Kriegszeit gilt in dieſer Beziehung die Zeit vom Tage einer angeord- 
neten Mobilmachung, auf welche ein Krieg folgt, bis zum Tage der Demobil— 
machung. 

9, 


Für jeden Feldzug, an welchem ein Lehrer im Preußiſchen oder im Reichs⸗ 
heere, oder in der Preußiſchen oder Kaiſerlichen Marine derart Theil genommen 
hat, daß er wirklich vor den Feind gekommen oder in dienſtlicher Stellung den 
mobilen Truppen in das Feld gefolgt iſt, wird demſelben zu der wirklichen 
Dienſtzeit Ein Jahr zugerechnet. 

Ob eine militäriſche Unternehmung in dieſer Beziehung als ein Feldzug an⸗ 
zuſehen iſt und inwiefern bei Kriegen von längerer Dauer mehrere Kriegsjahre in 
Anrechnung kommen ſollen, dafür iſt die nach $. 23 des Reichsgeſetzes vom 
27. Juni 1871 (Reichs-Geſetzbl. S. 275) in jedem Falle ergehende Beſtimmung 
des Kaiſers maßgebend. 

Für die Vergangenheit bewendet es bei den hierüber durch Königliche Er- 
laſſe gegebenen Vorſchriften. 

$. 10. 

Die Zeit 

a) eines Feſtungsarreſtes von einjähriger und längerer Dauer 

b) der Kriegsgefangenſchaft 
12 nur unter beſonderen Umſtänden mit Königlicher Genehmigung angerechnet 
werden. 

§. 11. 


Von dem Unterrichtsminiſter kann zukünftig bei der Anſtellung nach Maß⸗ 
gabe der Beſtimmungen in den $$. 5 bis 9 die Anrechnung der Zeit zugeſichert 
werden, während welcher ein Lehrer außerhalb Preußens im Schuldienſte oder 
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im In⸗ oder Auslande im Kirchendienſte geſtanden, oder als Lehrer oder Erzieher 
an einer Taubſtummen⸗, Blinden-, Idioten, Waifen-, Rettungs- oder ähnlichen 
Anſtalt im Dienſte einer Gemeinde oder eines ſonſtigen kommunalen Verbandes, 
oder im Dienſte einer Stiftungsanſtalt der bezeichneten Art ſich befunden hat. 
Für die zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes bereits definitiv an⸗ 
geftellten Lehrer kann die Anrechnung der im erſten Abſatze genannten Zeit bei 
der Verſetzung in den Ruheſtand von dem Unterrichtsminiſter genehmigt werden. 


$. 12. 

Hat der Inhaber eines vereinigten Kirchen- und Schulamtes bei der Ver- 
fegung in den Ruheſtand eine Penſion aus kirchlichen Mitteln zu beanſpruchen, 
ſo wird der Betrag derſelben auf die nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu ge— 
währende Penſion angerechnet. 

8 18: 

Die Beſtimmung darüber, ob und zu welchem Zeitpunkte dem Antrage 
eines Lehrers auf Verſetzung in den Ruheſtand ſtattzugeben iſt „erfolgt durch die 
Schulaufſichtsbehörde. 

§. 14. N 

Die Entſcheidung darüber, ob und welche Penſion einem Lehrer bei ſeiner 

Verſetzung in den Ruheſtand zuſteht, erfolgt durch die Schulaufſichtsbehörde. 
$. 15. 

Die Beſchreitung des Rechtsweges gegen dieſe Entſcheidung ($. 14) ſteht 
dem Lehrer, ſowie den zur Unterhaltung der Schule Verpflichteten offen; doch 
muß die Entſcheidung des Unterrichtsminiſters der Klage vorangehen und letztere 
ſodann, bei Verluſt des Klagerechts, innerhalb ſechs Monaten, nachdem dieſe 
Entſcheidung den Beſchwerdeführern bekannt gemacht worden iſt, erhoben werden. 
Der Verluſt des Klagerechts tritt auch dann ein, wenn von den Betheiligten gegen 
die Entſcheidung der Schulauffichtsbehörde über den Anſpruch auf Penſion nicht 
binnen gleicher Friſt die Beſchwerde an den Unterrichtsminiſter erhoben iſt. 


F. 16. 

Die Verſetzung in den Ruheſtand tritt, ſofern nicht auf den Antrag oder 
mit ausdrücklicher Zuſtimmung des Lehrers ein früherer Zeitpunkt feſtgeſetzt wird, 
mit dem Ablaufe desjenigen Vierteljahres ein, welches auf den Monat folgt, in 
welchem dem Lehrer die Entſcheidung der Schulaufſichtsbehörde über ſeine Ver— 
ſetzung in den Ruheſtand und die Höhe der ihm etwa zuſtehenden Penſion bekannt 
gemacht worden iſt. 

$. 17. 


Die Penſionen werden monatlich im Voraus gezahlt. 


. 18. 


Das Recht auf den Bezug der Penſion kann weder abgetreten noch ver- 
pfändet werden. 
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8 

Das Recht auf den Bezug der Penſion ruht: 

1) wenn ein Penſionär das Deutſche Indigenat verliert, bis zur etwaigen 
Wiedererlangung deſſelben, 

2) wenn und fo lange ein Penſionär im Reichs⸗ oder Staatsdienſte, im 
Dienſte einer Gemeinde oder eines ſonſtigen kommunalen Verbandes, im 
öffentlichen Schuldienſte oder im Kirchendienſte ein Dienſteinkommen 
bezieht, inſoweit der Betrag dieſes neuen Dienſteinkommens unter Hinzu⸗ 
rechnung der Penſion den Betrag des von dem Lehrer vor der 
Penſionirung bezogenen penſionsfähigen Dienſteinkommens überſteigt. 


§. 20. 

Ein penſionirter Lehrer, welcher in eine an ſich zur Penſion berechtigende 
Stellung im öffentlichen Volksſchuldienſte wieder eingetreten iſt, erwirbt für den 
Fall des Zurücktretens in den Ruheſtand den Anſpruch auf Gewährung einer neuen 
Penſion nur dann, wenn die neue Dienſtzeit wenigſtens ein Jahr betragen har. 

Bei der Penſionirung aus der neuen Stelle iſt dem Lehrer eine Penſion 
von ½ feines neuen penſionsfähigen Dienſteinkommens für jedes nach der früheren 
Penſionirung zurückgelegte Dienſtjahr zu gewähren. 

Inſoweit der Betrag der neuen Penſion und der früher bewilligten Penſion 
zuſammen ⅜ des höchſten Dienſteinkommens, von welchem eine dieſer Penſionen 
berechnet iſt, überſteigen würde, fällt das Recht auf den Bezug der früher 
bewilligten Penſion hinweg. 

$. 21. 

Die Einziehung, Kürzung oder Wiedergewährung der Penſion auf Grund 
der Beſtimmungen in den $$. 19 und 20 tritt mit dem Beginn des Monats 
ein, welcher auf das eine ſolche Veränderung nach ſich ziehende Ereigniß folgt. 

Im Falle vorübergehender Beſchäftigung im Reichs- oder Staatsdienſte, 
im Dienſte einer Gemeinde oder eines ſonſtigen kommunalen Verbandes, im 
öffentlichen Schuldienſte oder im Kirchendienſte gegen Tagegelder oder eine ander— 
weitige Entſchädigung wird die Penſion für die erſten ſechs Monate dieſer Be— 
ſchäftigung unverkürzt, dagegen vom ſiebenten Monat ab nur zu dem nach den 
vorſtehenden Beſtimmungen zuläſſigen Betrage gewährt. 


$. 22. 

Iſt die nach Maßgabe dieſes Geſetzes bemeſſene Penſion geringer als 
die Penſion, welche dem Lehrer hätte gewährt werden müſſen, wenn er am 
31. März 1886 nach den bis dahin für ihn geltenden Beſtimmungen penſionirt 
worden wäre, ſo wird dieſe Penſion an Stelle der erſteren bewilligt. 

Eine Penſion nach Maßgabe der bis zum 31. März 1886 für ihn geltenden 
Beſtimmungen iſt dem Lehrer auch dann zu gewähren, wenn demſelben zur Zeit 
der Verſetzung in den Ruheſtand nach den früheren Beſtimmungen ein Anſpruch 
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auf Penſion zugeſtanden haben würde, nach den Beſtimmungen des gegenwärtigen 
Geſetzes jedoch nicht. 

Die zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes im Gebiete des vormaligen 
Herzogthums Naſſau, der vormaligen freien Stadt Frankfurt und in Hohenzollern— 
Hechingen angeſtellten Lehrer ſind berechtigt, zu verlangen, nach den bis dahin 
für ſie geltenden Beſtimmungen penſionirt zu werden. 


§. 23. 

Zuſicherungen, welche in Bezug auf dereinſtige Bewilligung von Penſionen 
an einzelne Lehrer oder Kategorien von Lehrern durch den König oder einen der 
Miniſter, oder durch eine Provinzialbehörde, oder mit deren Genehmigung gemacht 
worden ſind, bleiben in Kraft. 

$. 24. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch auf die an den in F. 1 

bezeichneten Schulen definitiv angeſtellten Lehrerinnen Anwendung. 


§. 25. 

Hinterläßt ein penſionirter Lehrer eine Wittwe oder eheliche Nachkommen, 
ſo gebührt den Hinterbliebenen die Penſion des Verſtorbenen noch für den auf 
den Sterbemonat folgenden Monat. 

Der gleiche Anſpruch ſteht den ehelichen Nachkommen einer im Wittwen- 
ſtande verſtorbenen Lehrerin zu. 

An wen die Zahlung erfolgt, beſtimmt die Schulaufſichtsbehörde. 

Die Zahlung der Penſion für den auf den Sterbemonat folgenden Monat 
kann auf Verfügung dieſer Behörde auch dann ſtattfinden, wenn der Verſtorbene 
Eltern, Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder oder Pflegekinder, deren Ernährer er geweſen 
iſt, in Bedürftigkeit hinterläßt, oder wenn der Nachlaß nicht ausreicht, um die 
Koſten der letzten Krankheit und der Beerdigung zu decken. 


$. 26. 

Die Penſion wird bis zur Höhe von Sechshundert Mark aus der Staats— 
kaſſe, über dieſen Betrag hinaus von den ſonſtigen bisher zur Aufbringung der 
Penſion des Lehrers Verpflichteten, ſofern ſolche nicht vorhanden ſind, von den 
bisher zur Unterhaltung des Lehrers während der Dienſtzeit Verpflichteten gezahlt. 
Die auf beſonderen Rechtstiteln beruhenden Verpflichtungen Dritter bleiben beſtehen. 

Das Stelleneinkommen darf zur Aufbringung der nach dieſem Geſetz zu 
zahlenden Penſionsbeträge nur inſoweit als dies bisher bereits ſtatthaft war und 
nur ſoweit herangezogen werden, daß es nicht unter ¼ feiner Höhe und unter 
das Mindeſtgehalt ſinkt. 

Die in Gemäßheit des §. 22 Abſatz 3 nach den in dem vormaligen 
Herzogthum Naſſau und der vormaligen freien Stadt Frankfurt geltenden Vor— 
ſchriften berechneten Penſionen fallen der Staatskaſſe nur inſoweit zur Laſt, als 
ſie die unter Zugrundelegung dieſes Geſetzes zu bemeſſenden Beträge nicht über— 
ſteigen. 
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Artikel II. 

Die Penſionen der Lehrer und Lehrerinnen, welche aus einer der im 
Artikel I §. 1 genannten Schulſtellen vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in den 
Ruheſtand verſetzt ſind, werden bis zu dem Betrage von Sechshundert Mark auf 
die Staatskaſſe übernommen. 

Artikel III. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1886 in Kraft. 

Mit dem gedachten Zeitpunkte treten alle dem gegenwärtigen Geſetze ent⸗ 
gegenſtehenden Beſtimmungen, ſie mögen in allgemeinen Landes⸗ und Provinzial⸗ 
geſetzen und Verordnungen oder in beſonderen Geſetzen und Verordnungen ent⸗ 
halten ſein, außer Kraft. 

Artikel IV. 


Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden der Unterrichtsminiſter und 
der Finanzminiſter beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 6. Juli 1885. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. v. Boetticher. 
v. Goßler. v. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. Bronſart v. Schellendorff. 


(Nr. 9081.) Verordnung, betreffend den Sitz der Generalkommiſſion für die Rheinprovinz. 
Vom 20. Juni 1885. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen v. 


verordnen zur Ausführung des Geſetzes, betreffend die Zuſammenlegung der 
Grundſtücke im Geltungsgebiete des Rheiniſchen Rechts, vom 24. Mai 1885 
(Geſetz-Samml. S. 156), was folgt: 
Einziger Paragraph. 

Die Generalkommiſſion für die Rheinprovinz hat ihren Sitz in Düſſeldorf. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 20. Juni 1885. 


(L. S. Wilhelm. 


Lucius. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


